Wien, Donnerstag, den 20. October 1887. 


Oeſterreichiſche 


Zeitſchrift a. Verwaltung. 


Bon Dr. Carl Ritter von Jaeger. 


XX. Jahrgang. Nr. 42. 


Erſcheint jeden Donnerstag. — Redaction und Adminiſtration: Manz'ſche k. k. Hoſ⸗Verlags⸗ und Univerſitäts⸗Buchhandlung in Wien, I., Kohlmarkt 7. 
Pränumerationspreis: Für Wien mit Zuſendung in das Haus und für die öſterr. Kronländer ſammt Poſtzuſendung jährlich 4 fl., halbjährig 2 fl., 
vierteljährig 1 fl. Für das Ausland jährlich 8 Mark. 

Als werthvolle Beilage werden dem Blatte die Erkenntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes in Buchform bogenweiſe je nach Erſcheinen beigegeben und beträgt 
das Jahres⸗Abonnement mit dieſem Supplement 6 fl. — 12 Mark. Bei gefälligen Beſtellungen, welche wir uns der Einfachheit halber per Poſtanweiſung erbitten, 
erſuchen wir um genaue Angabe, ob die Zeitſchrift mit oder ohne die Erkeuntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes gewünſcht wird. Be 


Juſerate werden billigſt berechnet. — Beilagengebühr nach vorheriger Vereinbarung. — Reclamationen, wenn unverſiegelt, find portofrei, können jedoch nur 14 Tage nach Erſcheinen der jeweiligen 
Nummer Berückſichtigung finden. 


Inhalt: 


Die Codification des öſterreichiſchen Gefällsſtrafrechtes. Mit- | 
getheilt von Theodor Eglauer. 

Mittheilungen aus der Praxis: 

Die Gemeindejagd iſt nicht nach Steuergemeinden, ſondern bezüglich der geſammten 
politiſchen Gemeinde im Ganzen zu verpachten 

Geſetze und Verordnungen. 

Perſonalien. 

Erledigungen. 


Die Codification des öſterreichiſchen Gefällsſtrafrechtes⸗ 
Mitgetheilt von Theodor Eglauer. 


Sicherlich zu den wichtigſten Hilfsmitteln der Erkenntniß unſeres 
poſitiven Rechtes zählen die Geſetzesmater ialien, d. h. diejenigen 
Ausarbeitungen einzelner Fachmänner und commiſſionellen oder parla⸗ 
mentariſchen Berathungen, die der Feſtſetzung und Sanctionirung eines 
Geſetzes vorausgehen, da aus ihnen der den Geſetzen innewohnende 
Geiſt, die im Geſetzesterte oft nur angedeutete Intention des Geſetz⸗ 
gebers klar und deutlich, weil im Zuſammenhange erörtert, zu entnehmen 
it. Dies gilt nicht allein hiuſichtlich der neueren, unter Mitwirkung 
der verfaſſungsmäßigen Volksvertretung zu Stande gekommenen Geſetze, 
ſondern ebenſo bezüglich der älteren, unter dem abſoluten Regime erlaſſe⸗ 
ner Patente und anderer wichtigeren Rechtsnormen. Während jedoch zu 
erſteren ſowohl die von der Regierung im Reichsrathe eingebrachten 
oder aus deſſen eigener Initiative hervorgegangenen Geſetzentwürfe nebſt 


den bei Regierungsvorlagen faſt immer beigegebenen Beweggründen 
(Motivenbericht), als die Berichte der hierüber vom Abgeordneten⸗ und 
Herrenhauſe eingeſetzten Ausſchüſſe, bezw. Commiſſionen, ſowie die Be⸗ 
rathungsprotokolle und der Schriftenwechſel dieſer beiden Häuſer des 
Reichsrathes allgemein zugänglich ſind und bei den nur einigermaßen 
wichtigen Geſetzen wohl von mehr als einem Verleger für die überſicht⸗ 
liche Sammlung dieſer Materialien geſorgt wird, erſcheinen ſolche zu 
den wenigſten Geſetzen der vorconſtitutionellen Zeit für die Zwecke der 
Wiſſenſchaft und Rechtſprechung veröffentlicht, fei es, daß fie dem Publi- | 
kum vorenthalten werden, oder vielmehr, daß fie bisher keinen Bearbeiter 
gefunden haben, wenngleich noch ſo manche darunter wären, welche 
die hiefür aufgewendete Mühe reichlich lohnten. Gingen doch den älteren 
Geſetzen, wie wir wiſſen, ſehr ſorgfältige Ausarbeitungen und hie und 
da langjährige Berathungen, ſelbſtverſtändlich in anderen Formen, als 
den gegenwärtigen voraus, wie zumeiſt die Referentenentwürfe nebſt 
deren Ausführungen und Commiſſionsberathungen im Schoße einer oder 
unter mehreren Hofſtellen, welchen ſodann der a. u. Vortrag der zunächſt 


intereſſirten Hofſtelle und die dieſen erledigende a. h. Entſchließung folgte. | i 


Eine Sammlung dieſer Materialien vermiſſen wir leider fogar | 


i 


zu einem Geſetze, das, wie aus den Eingangsworten des bezüglichen 


| Surömasungsptente vom 11. Juli 1835 erhellt, nicht nur mit den 


im vorigen Jahrhunderte begonnenen und am Anfange dieſes Säculums 
zum Abſchluſſe gediehenen Juſtizreformen im Zuſammenhange ſteht, 
ſondern ſchon an und für ſich von großer theoretiſcher und praktiſcher 
Bedeutung iſt, nämlich zum Strafgeſetze über Gefällsüber⸗ 
tretungen, welche bisnun weder als ſolche veröffentlicht, noch in irgend 
einem Lehr⸗ oder Handbuche zu dieſem Gefetze verwerthet worden ſind. 
Die Beſtimmung vorliegender Zeitſchrift geſtattet es allerdings nicht, 
auf die verſchiedenen Phaſen der Codification desſelben, insbeſondere auf 
die mehreren der Berathung unterzogenen Geſetzentwürfe näher einzu⸗ 
gehen; allein ſchon die bloße Erzählung des äußeren Herganges dieſer 
mehr als dreißigjährigen Arbeit wird Viele intereſſiren und die daran 
geknüpfte kurze Darſtellung des dem Geſetze zu Grunde liegenden Rechts⸗ 
ſyſtemes und der darin vorkommenden Rechtsinſtitute möge der ernſten 
wiſſenſchaftlichen Behandlung des öſterreichiſchen Gefällsſtrafrechtes neuen 
Stoff bieten und die immer dringlicher werdende Reform desſelben durch 
Aufdeckung ſeiner Mängel anzubahnen helfen. An denjenigen Stellen 
des Gefällsſtrafgeſetzes, welche wegen ihrer Unklarheit und Zweideutigkeit 
gerechten Grund zu Controverſen gaben, wird hingegen verſucht werden, 
unter Zuhilfenahme ſämmtlicher Materialien über den ſtreitigen Punkt 


Aufklärung zu verſchaffen. 


Den unmittelbaren Anlaß zur einheitlichen Regelung der früheren, 
nach Gefällszweigen und Ländern verſchiedenen Gefällsſtrafbeſtimmungen 
bot nachſtehend verzeichneter für dieſelben höchſt charakteriſtiſche Vorfall: 

Ueber die Allerhöchſten Ortes eingefehenen Rakhsprotokolle der 
ehemaligen Bauko⸗Hofdeputation vom 25. October und 2. November 
1802 wurde von derſelben die Auskunft abgefordert, ausführlich und 


ſtandhaft anzuzeigen, woher es komme, daß der Anton Hup lihe Contre- 


bandproceß durch mehrere Jahre unerledigt behänge. Da Kaiſer Franz 
aus dem hierüber unterm 7. März 1803 erſtatteten a. u. Vortrage 
die Ueberzeugung erhielt, daß dieſer bei den inneröſterreichiſchen Gerichts⸗ 
behörden geführte Proceß *) blos durch die von den Rechtsfreunden des 
Hußl hervorgerufenen Ineidenzſtreitigkeiten, erwirkten Friſterſtreckungen, 
durch mannigfaltige andere Ränke und muthwillige Einſtreuungen bis 
in das ſiebzehnte Jahr hinausgezogen worden und in der 
Haupt ſache unentſchieden geblieben ift, wurde der allgemeinen 
Hofkammer in der am 11. Juni 1803 an fie gelangten (undatirten) 
Allerhöchſten Entſchließung folgender Auftrag zu Theil: „Wenn Kammer⸗ 
procuraturen oder gemiethete Advocaten die ihnen obliegenden Vertretun⸗ 
gen vernachläſſigen, müſſen ſelbe künftig zu rechter Zeit und mit dem 
gehörigen Nachdrucke zur Erfüllung ihrer Pflicht angehalten werden, und 


*) Zum Verſtändniſſe obgedachten Vorfalles iſt daran zu erinnern, daß 
zufolge Patentes vom 24. October 1782 jedes in Gefällsſachen geichöpfte Straf- 
erkenntniß im Civilrechtswege angefochten werden konnte, indem gegen den Fis⸗ 
cus die Aufforderungsklage eingereicht und derſelbe zum Beweiſe des ihm 
in dem Erkenntniſſe gegen den Kläger zukommenden Rechtes nach Vorſchrift 
unſerer allgemeinen Gerichtsordnung verhalten wurde (ſiehe mein „Oeſterr. 
Steuerſtrafrecht,“ S. 45 und 50). 
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zur Erreichung dieſes Zweckes ſowohl die Bankaladminiſtrationen, als Berathung mit der Hoſcommiſſion in Juſtizgeſetzſachen als nothwendig 
die Hofftelle ſelbſt durch viertel- oder halbjährige Conſignationen fih die erkannt, jedoch beſchloſſen, den Tag dieſer Conferenz indeſſen in suspenso 
Ueberſicht verſchaffen, welche Contrebandangelegenheiten im Rechtswege zu belaſſen, weil noch mehrere andere ebenfalls wichtige Commiſſions⸗ 
anhängig und was für Fortſchritte bei jeder gemacht worden, oder verhandlungen, denen der Staatsminiſter Graf von Ugarte als 
warum ſelbe nicht weiter gerückt iſt. Nebſtbei hat die Bankodeputa⸗ damaliger Chef der Hofkammer ſelbſt beiwohnen wollte, eben an der 
tion auch noch mit Meiner Hofcommiſſion in Geſetzſachen das Ein- | Tagesordnung waren. Bald darauf wurde beſagter Staatsminiſter der 
vernehmen zu pflegen, ob nicht, da die bisherigen Verzögerungen ihm anvertrauten Kameralgeſchäfte enthoben und die Beſorgung der⸗ 
der Contrebandproceſſe am meiſten dazu beitragen, die Schwärzer j jelben indeſſen dem Vicepräſidenten Grafen von Herberſtein-Moltke 
verwegener, die Denuncianten und Apprehendenten aber muthlos zu aufgetragen. Dieſer war mit Geſchäften überladen und ſah ſich aus 
machen, da ferner die Schwärzungen aller Gegenanftalten ungeachtet | Mangel an Zeit gleichfalls in der Unmöglichkeit, ſich ſolch' wichtigen und 
immer weiter um fih greifen, da hiedurch der Staat von klingender zeitraubenden Commiſſionsverhandlungen widmen zu können und ſo blieb 
Münze noch mehr entblößt, dem Aerarium feine Zuflüſſe entzogen, die beſchloſſene Conferenz mit der Hofcommiſſion in Juſtizgeſetzſachen 
die inländiſchen Induſtrien namhaſt beſchädigt und der aufrechte Han- auch bis zu feinem Tode unerfüllt. 
delsmaun außer Concurrenz geſetzt wird, da alfo hier wirklich Ratio Der mit Allerhöch zem Handbillet vom 23. März 1817 betriebene 
status (Staatsraiſon) eintritt und dringend fordert, dem Uebel flen- | Bericht über die Verbeſſerung des Contrebandverfahrens konnte daher 
nig und wirkſam abzuhelfen, der ſchon ehemals beſtandene erſt erſtattet werden, nachdem die mehrgedachte Zuſammentretung am 
Consessus in Causis Summi Principis et Commissorum wieder 7, Juli 1817 unter dem Vorſitze des neuen Hofkammerpräſidenten 
herzuſtellen oder was ſonſt für Einleitungen zu treffen und Grafen von Chorinsky und in Gegenwart des Oberſtlandrichters 
was für ein Verfahren feſtzuſetzen wäre, damit es den Schwär⸗ Freiherrn von Aichen als Stellvertreter des Präſidiums und des 
zern künftig nicht mehr fo leicht gelinge, durch Ergreifung des Rechts⸗ Appellationsrathes Freiherrn von Gärtner als Beiſitzer der Hof- 
weges die Strafloſigkeit zu erringen oder wenigſtens die Vollſtreckung | commiffion in Juſtizgeſetzſachen, dann des Vicepräſidenten Grafen von 
der zollämtlichen Notionen Jahre hindurch zu vereiteln.“ Na das dy und der Hofräthe Freiherrn von Mayern, Grafen Bichy, 
Zur Bearbeitung einer jo wichtigen Aufgabe hat die Banko-Hof⸗ von Leicher, von Szögyeny, von Welzel, von Tremier, von 
deputation nöthig gefunden, vor Allem die Hauptfragepunkte feſtzuſetzen, Schloißnigg feitens der Hofkammer ſtattgefunden hatte, und zwar 
unterm 4. Juni 1804 von dem damaligen Hofkammerprocurator lehnte ſich die Berathung gleichwie der a. u. Vortrag der Hofkammer 
v. Manner den wohlüberlegten Vorſchlag einer neuen, zweckmäßigen an die VIII Fragepunkte, in welche die Hofcommiſſion in Juſtizgeſetz⸗ 
Verfahrensart abgefordert und denſelben befonders darauf aufmerkſam ſachen die Anträge derſelben eingetheilt hatte. 


ee re augewieſen: | In Beantwortung dieſes a. u. Vortrages vom 3. Auguft 1817 


N daß im Voraus e müſſe, wie die That⸗ wurden mit der Allerhöchſten Entſchließung vom 8. April 1818 nach⸗ 
brei der ergoen er ne, merias u u in ſtehende, jene Conferenzbeſchlüſſe wiederſpiegelnden Grundſätze des für 
That hinläuglich erprobt und von den Parteien nicht wohl widerſprochen die Zukunft einzuführenden Gefällsſtrafverfahrens feſtgeſetzt: 
oder wohl gar Sögel get werden könne; „ad I. Das bisherige Provocations⸗ und proceſſualiſche Verfahren 
2. wie der bisherige Gang der Goraco udunterſuchungen und in Gefällsübertretungen hat künftig aufzuhören und ein ingquiſitoriſches 
die Weitläufigkeiten bei den Verhören der Parteien ſo viel als möglich Verfahren platzzugreifen. 
eee eee 79 70 PETERT ad II. Sind alle hier benannten Gefällsübertretungen auf gleiche 
3. wie die Aufforderungsk agen zu vermeiden und die Einleitung Weiſe zu behandeln und in Hinsicht des Pulver- und Salniter⸗Regals 
getroffen werden könnte, daß künftig den notionirten Parteien der Yez und der Beiziehung eines Militärbeiſitzers das Einvernehmen mit dem 
Ba za ihre, iet, oBläne, daß Pie n Hofkriegsrathe zu pflegen. Die kleinen Straffälligkeiten, welche bisher 
unrechtmäßig gefällt worden ſei endlich ohne förmliche Notionirung von den Local- oder Bezirksbehörden 
4. wie es einzuleiten wäre, um die Contrebandfälle von dem abgethan worden ſind, ſollen auch künftig genau abgeſondert, jedoch auch 
gerichtlichen Verfahren und den damit verbundenen Formalitäten Hi re zweckmäßiges ſummariſches Verfahren vorgezeichnet werden. 
zunehmen und den Einfluß der Advocaten möglichst zu beſeitigen. Unter kleine Straffälligkeiten iſt zu rechnen, wenn der Gegenſtand der 
In Folge dieſes Auftrages lieferte der Hofkammerprocurator von Straffälligkeit den Werth von 50 fl. nicht überſteigt. 
Manner am 3. October 1807 ein ausführliches Elaborat ab, worin ad III. Es jollen nur zwei erkennende Behörden in Gefälls⸗ 
er namentlich die Eiurichtung dreier von den Gerichtsſtellen abgeſonder⸗ übertretungen, nämlich eine Provincial- und eine Hofbehörde beftimmt 
ten Conſeſſe (Bankal⸗, Delegirten- und Hofconſeß) beantragte. Ueber dieſen werden, für welche eine ſchickliche deutſche Benennung vorzuschlagen ift. 
Entwurf hat der damalige Contrebandreferent Hofrath Freih. v. Ma yern ad IV. Dieſe Behörden haben aus einer gleichen Anzahl von 
im Jahre 1809 ein ausführliches und alle Fragepunkte umfaſſendes Suftize und ganz unbefangenen Kameral⸗Beiſitzern oder Räthen zu 
Referat verfaßt und ſolches zwar ſchon im Februar desſelben Jahres beſtehen; in der erſten und zweiten Inſtanz hat ein rechtskundiges 
unter ſämmtlichen Beiſitzern der Banko-Hofdeputation in Umlauf geſetzt, Individuum den Vorſitz zu führen. 
konnte es aber wegen der mittlerweile eingetretenen feindlichen Invaſton ad V. Auch die Gnadengeſuche und Recurſe find von dieſen 
erſt am 22. December 1809 im vollen Rathe zum Vortrage bringen. | Behörden zu behandeln und nach der näheren Beſtimmung der künftigen 
Da in dieſer Sitzung alle Stimmen den Organizirungsanträgen des Inſtruction, zugleich oder abgeſondert zu erledigen. 
Referenten im Weſentlichen beigetreten ſind, ſo wurde deſſen Referat als eo ch it ohne Zeitverluſt das Verfahren für dieje Unter- 
Votum curiatum der Banko⸗Hofdeputation noch am ſelben Tage der ſuchungen, ſowie die näheren Grundsätze für die Art und Weise der zu- 
wee ene neee ane ſammenzuſetzenden Inſtanzen in die Bearbeitung zu nehmen, die reſpectiven 
ihrer Anſichten übergeben und derſelben auf ihr Verlangen am 15. Jänner Gefällsdirerlionen mit ihren Erinnerungen zu hören und ſodann der 


1810 alle in dem Hofkammerarchive und der eigenen Regiſtratur über ln ee 3 i 1 
1e Ver faſſ j : 1858 Entwurf der Hofcommiſſion in Juſtizgeſetzſachen mitzutheilen, damit er 
a erf men .. mit den übrigen Rechtsvorſchriften in Uebereinſtimmung gebracht und 


principis et commissorum aufgeſundenen alten Acten mitgetheilt. endlich durch eine Concertation zwichen der Hofkammer und diefer 
Hierauf überreichte die gedachte Hofcommiſſion mittelſt Note vom Hofcommiſſion berichtigt und Meiner Genehmigung uebſt dem Kund⸗ 


9. Auguſt 1810 einen Auszug ihres am 16. Juli und 9 Auguſt x T 8 i 
- 8 3 i -ene | machungspatente vorgelegt werde. Dabei ift zum Grundſatze zu nehmen, 
1810 aufgenommenen Berathungsprotokolles nebſt den darin aufgeführ⸗ daß die zur Unterſuchung verwendeten Beamten kein Intereſſe bei der 


ten einzelnen Meinungen, welche unter einander und von den Entwürfen Fr s 85 : 5 5 
10 in . ; ; Sache haben und ihre Verhandlungen gehörig beglaubigt fein müſſen, 
f 5 * d = en 7 ich id 
und Organiſirungsvorſchlägen der Bankodeputation fo abweichend befun und daß die Vertheidigung nicht erschwert werde. 


den wurden, daß difer Gegenſtand in einer von dieſer am 27. Jänner u” : $ \ 
1813 eigens abgehaltenen Sitzung neuerdings reaſſumirt und von dem Ob Sachwalter und Bevollmächtigte auszuſchließen ſeien, wird 
genannten Contrebandreferenten der Banko-Hofdeputation in Vortrag ebenfalls noch in reife Erwägung zu nehmen ſein. 

In Befolgung dieſes Auftrages wurde laut Decretes der Hof- 


gebracht werden mußte. 
Nach genauer Beurtheilung und Würdigung der weſentlich ver⸗ kammer vom 2. Auguſt 1818 der Hofkammerprocurator von Manner 
mit der Aufgabe betraut: 


ſchiedenen Anſichten wurde eine Zuſammentretung und gemeinſchaftliche 


— — . ( —äü4 — — — —— — — n. 


a) einen Geſetzentwurf über das inquiſitoriſche Verfahren in 
Gefällsübertretungen zu verfaſſen; ; 

b) eine Inſtruction über das ſummariſche Verfahren für die 
Local⸗ und Bezirksbehörden, ferner 

c) eine eigene Inſtruction für die zwei zuſammengeſetzten In⸗ 
ſtanzen und | 

d) eine beſondere Inſtruction für die Behandlung der Gnaden⸗ 
geſuche zu entwerfen; 

e) das von den Gubernien des lombardo-venezianiſchen Königs | 
reiches vorgeſchlagene Contrebandverfahren nöthigenfalls zu benützen, 
endlich 
i f) eine rechtliche Aeußerung über die Frage, ob Sachwalter und 
Bevollmächtigte bei dem neuen Verfahren auszuſchließen ſeien, zu 


183 


erſtatten. 


Schon am 28. October 1818 war von Manner in der Lage, der 
Hofkammer einen aus 65 Paragraphen beſtehenden „Entwurf des inqui⸗ 
ſitoriſchen Verfahrens in Gefällsübertretungsfällen“ vorzulegen; hinſichtlich 
der anderen ihm gewordenen Aufträge, und zwar ad b — d. bemerkte 
er, daß mit Verfaſſung der Inſtructionen der Zeitpunkt des entſchiedenen 
inquiſitoriſchen Verfahrens abzuwarten wäre, weil erſt nach Maßgabe der 
angenommenen Grundſätze den Inſtructionen eine beſtimmte Richtung 
gegeben werden könne, weil in dem Geſetzentwurfe ſelbſt ſowohl den 
unterſuchenden als erkennenden Behörden der Geſchäftskreis und die 
Amtshandlung ohnehin ſchon vorgezeichnet ſind; 

ad e fand er den von den lombardo⸗venezianiſchen Gubernien 
gemachten Vorſchlag eines neuen Contrebandverfahrens nicht anwendbar, und 

ad f beantragte derſelbe aus rückſichtswürdigen Gründen, Sad- 
walter und Bevollmächtigte beim neuen Verfahren auszuſchließen. 

Der obgedachte Geſetzentwurf wurde, mit Nachweiſungen, Bemer⸗ 
kungen, Modificationen und Anträgen ſeitens des Hofrathes Freiherrn 
von Mayern begleitet, vom Hofkammerpräſidium am 13. Mai 1819 
bei den Hofräthen von Schloißnigg, von Tremier, von Welzl, 


von Schiller, von Leicher, von Friz, von Floch, und Mayer von 
in 


Gravenegg, ſowie beim Vicepräſidenten Grafen von Nadasdy 
Circulation geſetzt. Nachdem der Hofrath von Schloißnigg zu 


einigen Paragraphen des von Manner 'ſchen Entwurfes Abänderungen in 


Vorſchlag gebracht und den Gegenſtand mit einigen weiteren Bemerkungen 
verſehen hatte, welchen der Hofrath von Tremier in allen Punkten 
beiſtimmte, gelangte der Entwurf zum Hofrathe von Welzl, der denſelben 
etwas einſcitig, unvollſtändig und doch zum Theile zu ausführlich fand, 
weshalb er ſich entſchloß, einen neuen Entwurf auszuarbeiten und ſeinem 
Votum beizuſchließen. Von den nachfolgenden Stimmführern erklärten ſich 


der Vicepräſident Graf von Nadasdy, dann die Hofräthe von Schiller! 
und Mayer von Gravenegg für den von Welzl fhen Geſetzentwurf, 
dagegen die Hofräthe Freiherr von Mayern, von Leicher (dieſer | iepr 


jedoch mit den Welzl'ſchen Textirungsverbeſſerungen), von Friz und 
von Floch für die Annahme des von Manner 'ſchen Entwurfes. So 
gelangte die Verhandlung am 2. Auguft 1822 wieder von 
Umfrage zurück. 

Unter dieſen Umftänden ertheilte das Hofkammerpräſidium dem 


Auftrage mitgetheilt werden ſollen, ſich für den einen oder anderen zu 
erklären und nur in Bezug auf den gewählten Entwurf ihre Bemerkungen 
von Paragraph zu Paragraph einzuſenden. 


(Schluß folgt.) 
Mittheilungen aus der Praxis. 
Die Gemeindejagd iſt nicht nach Steuergemeinden, ſondern bezüg⸗ 


lich der geſammten politiſchen Gemeinde im Ganzen zu verpachten. 
Das k. k. Ackerbauminiſterium ſetzte mit Entſcheidung vom 31. Juli 


1887, 8. 10.459, in Folge Recurſes mehrerer Intereſſenten die Ent- 


ſcheidungen der Unterbehörden, womit die Jagdpachtverhältniſſe bezüglich 
einzelner Steuergemeinden der Ortsgemeinde R. geregelt wurden, als 
geſetzwidrig außer Kraft und ordnete eine neuerliche Entſcheidung erſter 
Inſtanz über die Jagdpachtverlängerung oder Anordnung der Licitation 
der Jagd in der geſammten politiſchen (Orts-) Gemeinde R. im Ganzen, 
an. — Gründe: Unter dem Worte Gemeinde im § 6 des Allerhöchſten 


Patentes vom 7. März 1849 kann nur die Gemeinde als Verwaltungs⸗ 


körper, wie er öffentlich rechtlich beſteht, verſtanden werden. Die Ver⸗ 
pachtung der Jagd nach Steuergemeinden, welche einzig und allein für 
den Grundſteuerkataſter beſtehen, ohne ſonſt irgendwie als Factor im 
Verwaltungsorganismus oder auch nur als Corporation gelten zu können, 


konnte daher höchſtens zu jener Zeit zuläſſig erſcheinen, wo die Con⸗ 


ſtituirung der politiſchen Gemeinden nach dem Gemeindegeſetze noch nicht 
erfolgt war. — Nachdem dieſe Conſtituirung ſeither vollzogen iſt, er⸗ 
ſcheint die Verpachtung der Jagd der Ortsgemeinde R. nach Kataſtral⸗ 
gemeinden nicht begründet und mußte die obige Entſcheidung um ſo mehr 
getroffen werden, als auch vom nationalökonomiſchen und jagdpolizeilichen 
Standpunkte dort, wo das Geſetz eine Handhabe hiezu bietet, die Schaf⸗ 
fung und Erhaltung großer Jagdgebiete anzustreben ijt. *) 
Kärntn. Gem.⸗Bl. 


Geſetze und Verordnungen. 
1886. II. Semeſter. 


Poft- und Telegraphen⸗ Verordnungsblatt für das Verwaltungs- 
gebiet des k. k. Handelsminiſteriums. 

Nr. 129. Ausgeg, am 3. December. — Ermächtigung franzöſiſcher 
Poſtämter zum telegraphiſchen Poſtanweiſungsverkehre. M Z. 43 982. 
23. November. 

Nr. 130. Ausgeg. am 6. December. Inſtradirung der Poſtpackete 
(Colis postaux) nach Tunis, Goulette und Souſa. H M 3. 44.263. 5 November. 
— Bezug der vom internationalen Poſtburean in Bern herausgegebenen Beit- 
ift „L Union postale“. H. M. Z. 44.431. 25. November. — Ermächtigung 


H. 


des bulgariſchen Poſtamtes Choumla (Schumla) zum internationalen Poſt⸗ 
anweiſungsverkehre. H. M. Z. 44.675. 25. November. 
eri Behelfes: „Kartirungs Verband der k. k öſterreichiſchen Bahnpoſten“ H. M. 


Hinausgabe des 


3 36.379. 27. November. 


Nr. 131. Ausgeg. am 9. December — Einſchärfung der genauen Aus⸗ 


Hofrathe von Rinna die Weiſung, mit der geſpannteſten Aufmerkſamkeit füllung der Poſtauftragsanweiſungen und der dazu gehörigen Vollzugsſcheine. 


auf die Anforderungen der Allerhöchſten Entſchließung vom 8. April] H. M 


1818 ſich zu äußern, inwieweit derſelben durch den einen oder den 
andereu der beiden vorliegenden Geſetzentwürfe vollkommen Genüge 
geleiſtet worden ſei. Nach genauer Vergleichung derſelben mit der Aller⸗ 
höchſten Willensmeinung fand von Rinna, daß keiner von beiden 
Entwürfen allen dieſen Anforderungen entſpreche und ſah ſich demnach 


veranlaßt, einen dritten Entwurſ mit möglichſter Benützung der früheren 


Geſetzentwürfe ſowohl, als des Verfahrens in ſchweren Polizeiüber⸗ 
tretuugen auszuarbeiten, den er mit feinen Bemerkungen verſehen, am 
24. September 1822 ablieferte, welcher ihm aber vom Präſidium am 
5. März 1823 wieder mit dem mündlichen Auftrage zurückgeſtellt 


wurde, denſelben mit Vorausſchickung einer vergleichenden Ueberſicht der 
nun vorliegenden drei Geſetzentwürfe und nach den ihm zweckdienlich 


erſcheinenden Berichtigungen und Abkürzungen zum Vortrage zu bringen. 
In der That wurde dieſer Gegenſtand am 18. und 25. März 1823 
im Gefällsſenate der Hofkammer unter Zuziehung des montaniſtiſchen 
Hofrathes von Schiller vorgetragen und einige Modificationen an dem 
letzteren Entwurfe ſowie beſchloſſen, daß der von Welzl'ſche und der 
von Rinna 'ſche Geſetzentwurf den Gefällsadminiſtrationen mit dem 


3 44.785. 26 November. — Portofreiheit der Correſpondenzen und 
Sendungen der niederöſterreichiſchen Landes Schub- und Naturalverpflegs⸗Stations⸗ 
inſpectoren. H. M. Z. 44.380. 27. November. — Errichtung des k. k. Militär- 
Poſtamtes Nr. LIX in Klasnica (Bosnien). H M. Z. 41.999. 28. November. 

Rücknahme von Correſpondenzen oder Abänderung ihrer Adreſſen im Verkehre 
mit Spanien. H. M. 3 43.173. 1. December. 

Nr. 132. Ausgeg. am 12. December. — Errichtung, Auflaſſung und 
Namensänderung von königl. ungariſchen Poſtämtern. H. M Z. 45.468. 
29. November. — Zuläſſigkeit von Waarenproben mit Flüſſigkeiten, Fett⸗ oder 
*) Bisher wurde das Geſetz auch anders ausgelegt. So in der Note des 
k. k. Ackerbauminiſteriums an das Miniſterium des Innern vom 24 Juli 1860, 
3. 1563 (Exterde's Sammlung der Jagdnormen): Es kann keinem Bedenken 
unterliegen, die Verpachtung der Jagd nach Kataſtralgemeinden, jedoch für jede 
Kataſtralgemeinde ungetheilt, zuzulaſſen. Die Beſtimmung, ob die Jagd nach den 
einzelnen Kataftralgemeinden oder vereinigt zu verpachten ſei, ſteht in jedem 
Falle nur der Vertretung der Ortsgemeinde zu. — Entſcheidung des Ackerbau⸗ 
miniſteriums vom 23. Jänner 1876, Z. 14.745 (Exterde und kärntn. Gemeinde⸗ 


| blatt 1876, Nr. 8): Die Jagdverpachtung nach Steuergemeinden ift zwar zuläffig, 


aber nicht geboten, und es hängt von dem Ermeſſen der politiſchen Behörde ab, 
eine ſolche Verpachtung zu geſtatten oder zu unterſagen. 


Farbeſtoffen im Verkehre mit Bulgarien. H. M. Z. 43.171. 1. December. — 
Beſtimmung des Agiozuſchlages zu den Pränumerationsgebühren für ausländische 
Zeitungen pro I. Quartal 1887. H. M. Z. 45.655. 2. December. — Aenderungen 
im Stande der öſterreichiſchen Telegraphenſtationen und Ergänzungen des Linien⸗ 
netzes. H. M. Z. 43.594. 28. November. 

Nr. 133. Ausgeg. am 13. December. — Wiedereröffnung des Verkehres 
von Poſtpacketen (Colis postaux) und Fahrpoſtſendungen nach der Inſel Sicilien. 
H. M. Z. 45.851. 4. December. — Verfahren bei Vormerkung und Verrechnung 
von Chifferadreſſen (abgekürzten Adreſſen) und fonſtigen Beſtellvormerken. H. M. 
3. 32.022. 2. December. 

Nr. 134. Ausgeg. am 15. December. — Errichtung von Poſtämtern in 
Silberbach und Schwaderbach. H. M. Z. 44.788. 2. December. — Wieder⸗ 
herſtellung der Beförderung von Fahrpoſtſendungen nach Bulgarien auf dem 
Don auwege. H. M. B. 46.104. 7. December. 

Nr. 135. Ausgeg. am 17. December. — Abänderung der Taxen für 
Packete nach den Straits⸗Settlements bei der Beſörderung mit der oſtindiſchen 
Packetpoſt. H. M. Z. 45.480. 7. December. 


(Fortſetzung folgt.) 


Perſonalien. 
Seine Majeſtät haben den Miniſterialrath Maximilian Janſekowitſch 
zum Sectionschef im Reichs⸗Finanzminiſterium ernannt. 
Seine Majeſtät haben die beim oberſten Rechnungshofe erledigte ſyſte⸗ 
miſirte Sectionsrathsſtelle dem Oberrechnungsrathe Karl Gabriel verliehen. 
Seine Majeſtät haben dem Baurathe der Poft- und Telegraphen⸗Central⸗ 
leitung im Handels miniſterium Johann Ulm anläßlich deffen Penſionirung tag- 
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Manz'sche k. k. Hof-Verlags- u. Universitäts- Buchhandlung, 
Wien, I., Kohlmarkt 7. 


Durch die seitens der Verlagshandlung Carl Gerold's Sohn ver- 
öffentlichte 


Preis-Ermässigung 
der sämmtlichen Bände 


Glaser, Unger, Walther 


Unger, Walther, Pfaff: 
Sammlung von eivilrechtlichen Entscheidungen 


des k. k. obersten Gerichtshofes 
sind wir in der Lage, die Bände — ob einzeln oder als ganze Samm- 
lung — zu nachstehend angeführten Preisen 


von dem Tage der Preisherabsetzung, 
dem 1. Oktober 1887 ab 


den P. T. Juristenkreisen zu liefern. 


Hochachtend ergebenst 
MANZ’sche k. k. Hof-Verlags- und Universitäts-Bnehhandlung. 


Preis -Verzeichniss 


frei den Titel und Charakter eines Oberbaurathes verliehen. A > der 
Der Minifterpräfident als Leiter des Minifteriums des Innern hat die Sammlung von civilrechtlichen Entscheidungen des obersten 
im Status der Primarärzte der drei k. k. Krankenanſtalten in Wien erledigte Gerichtshofes 


Stelle eines Primararztes dem o. ö. Profeſſor an der Univerſität zu Innsbruck 
Dr. Eduard Lang verliehen. 

Der Finanzminiſter hat die Finanzſecretäre Karl Haſak und Joſeph 
Nowotny zu Finanzräthen der Finanz ⸗Landesdirection in Prag ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat die Bergcommiſſäre Vincenz Jaksa in Zara 


Herausgegeben von 
Dr. J. Glaser, Dr. J. Unger, J. von Walther und Dr. Leop. Pfaff. 
Giltig vom 1. October 1887 ab. 


und Dr. Edmund Riel in Krakau zu Oberbergeommiſſären ernannt. Preis 
Erledigungen. warnt, Tag Badens 
Controlorſtelle an der Verſorgungs⸗ und Beſchäftigungsanſtalt ſür erwach⸗ A í 8 
ſene Blinde in Wien, achter Bezirk, mit 250 fl. Gehalt jährlich, Naturalwohnung, kr. fl. kr. fl. kr. 
20 Centner Steinkohlen, 12 Pfund Kerzen und dem Rechte auf Benützung eines Band 1 4 20 4 80 5 10 
Gartens, bis Ende October. (Amtsbl. Nr. 237.) h II 4 20 4 80 5 10 
— = 5 III + 20 4 80 5 10 
P. T. a iv +20 4 80 5 10 
Als Fortsetzung unserer allgemein bekannten 2 n à 2 2 “ 5 10 

, n 15 y 
MANZ schen Taschen-Ausgahe Aer Österreichischen Gesetze, „un ee eee ee 
0 8 \ r : » VII 4 20 4 80 5 10 
von welcher bis nun 25 Bände erschienen sind, gelangte jetzt X 3 60 4 20 4150 
77 

Band XXVI SE l x 3 60 4 20 4 50 
zur Ausgabe, welcher folgenden Titel führt: 0 XI 3 20 3 80 4 10 
iy XII 4 60 5 20 5 50 
Gesetze und Verordnungen Ne 0 
in Cultussachen „ XIV ans 3 
erläutert durch die Motiven- und Ausschuss-Berichte der Reichsgesetze, n XV 4 20 4 80 2 10 
die Entscheidungen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes „ XVI 4 20 4 80 5 10 
und des k. k. Reichsgerichtes. » XVII 4 20 4 80 5 10 
Mit Benützung von theilweise ungedruckten Materialien zusammengestellt » XVIII 6 = 6 60 6 90 
von „ NIX > 80 6 40 6 70 
Dr. Burckhard, „ XX 4 20 4 80 5 10 
k. k. Ministerial-Vicesecretär. „ XXI 6 6 60 6 90 
8. XVI und 510 Seiten. Preis: 2 fl. 50 Kr., gebunden in Leinen 3 fl. E XXII G 6 60 6 90 


(incl. Franco-Postzusendung). 


Wir glauben durch Herausgabe dieser möglichst vollständigen Aus- 
gabe der auf Cultussachen bezugnehmenden Gesetze und Verordnungen 
einem vielseitig gekussrrten Wunsche der P. T. Juristenkreise nach- 
zukommen und sehen jetzt nach Vollendung derselben zahlreichen schätz- 
baren Bestellungen daraut entgegen. 

Die Herren Besitzer der ganzen Sammlung in 25 Bänden 
werden gewiss auch diese Fortsetzung ihrer Handbibliothek 
einreihen. 

Zu beziehen durch uns, sowie durch alle Buchhandlungen. 


Band I bis XXII zusammen broschirt 95 fl. 
l Er? * geb. in Leinen 108 fl. 20 kr. 
Be Ina 55 geb. in Halbfranz 114 fl. 80 kr. 

welche wir auf Wunsch gegen fortlaufende monatliche 

Ratenzahlungen von Sechs Gulden den P. T. Bestellern 

liefern. 

Einzelne Bände versenden wir auf Wunsch gegen fortlau- 

fende monatliche Ratenzahlungen von zwei Gulden. 


nn a nd nn nn . —— 
DE Hieu für die P. T. Abonnenten der Zeitfchrift ſammt 


MANZ’sche k. k. Hof-Verlags- und Tniversitäts-Buchhandleng, den Erkenutniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Wien, I., Kohlmarkt 7. | Bogen 28 und 29 der Erkenntniſſe 1887. 


Mit einer literariſchen Beilage: „Manz'ſche Tafchen- Ausgabe der öſterreichiſchen Gefege“ betreffend. 
Druck der k. Wiener Zeitung, Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


